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Einlage und Haftung des Kommanditisten

0. Einleitung

Nicht ohne Grund war die Haftung des Kommanditisten sowohl in Rechtsprechung als auch in Literatur stärker Anlaß für Auseinandersetzungen als die der voll haftenden Gesellschafter. Der Umfang der Haftung sowie die Möglichkeit, sie auszuschließen und die Besonderheiten, die im Konkurs gelten, sind Thema der folgenden Abhandlung.

I. Haftung des Kommanditisten

A. Art und Inhalt der Haftung

Die Haftung des Kommanditisten bildet neben der des persönlich haftenden Gesellschafters ein wesentliches Element des Kreditwürdigkeit eines Unternehmens
. Er haftet den Gläubigern, solange er seine Einlage nicht geleistet hat (§ 171 Abs. 1 HGB). Mit einer Inanspruchnahme macht der Gläubiger allerdings nicht den Anspruch der Gesellschaft auf die Einlage geltend, sondern verwirklicht einen eigenen Anspruch
. 

Der Kommanditist haftet unmittelbar, persönlich und primär
. Außerdem haftet er gesamtschuldnerisch, d. h. die Haftung des persönlich haftenden Gesellschafters, des Kommanditisten und der Gesellschaft stehen nebeneinander
.Grundsätzlich ist zwar das Vermögen der Gesellschafter streng vom Gesellschaftsvermögen zu trennen. Dem Gesellschaftsgläubiger gegenüber hat diese Trennung keine praktische Bedeutung, da er sich an beide halten kann
.

Die eigentliche Funktion der Kommanditistenhaftung ist jedoch weniger die allgemeine Gläubigersicherung. Sie soll vielmehr den Gesellschafter veranlassen, seinen versprochenen Vermögensbeitrag zu leisten
.

Die Frage nach dem Inhalt der Haftung ist umstritten. Die herrschende Meinung läßt eine naturale Erfüllung zu. Leistungen, die der Kommanditist der Gesellschaft schuldet, werden nach dieser Meinung auch von der Haftung den Gläubigern gegenüber erfaßt
. Häufig wird jedoch mittlerweile eine reine Geldhaftung vertreten. Sie läßt sich einfacher mit dem beschriebenen Haftungssystem vereinbaren. Einen Hinweis darauf gibt außerdem der Wortlaut der §§ 161 Abs. 1 und 172 Abs. 1 mit dem Ausdruck „Betrag“
.

Wird der Kommanditist aufgrund seiner persönlichen Haftung in Anspruch genommen, kann er dem Gläubiger alle Einwendungen entgegenhalten, die der KG zusehen. Sowohl nach Ausscheiden des Kommanditisten, als auch nach Auflösung der Gesellschaft besteht die Haftung fort. Diese Bestimmungen gelten auch für Steuer- und Gebührenschulden
.

Die Vorschriften des § 171 sind, da sie dem Gläubigerschutz dienen, nicht abdingbar
.

B. Pflichteinlage und Haftsumme 

Haftsumme und Einlage stellen zwei unterschiedliche Rechtsfiguren dar. Bereits in § 161 Abs. 1 kommt dieser Unterschied zur Geltung: Die Haftsumme betrifft das Außenrecht der Gesellschaft und wirkt zugunsten der Gläubiger. Die Einlage hingegen gibt die Leistungspflicht gegen die Gesellschaft an (Innenrecht). Teilweise werden diese Begriffe im Gesetz verdunkelt
. So bezeichnet z.B. § 172 Abs. 1 die Eintragung im Verhältnis zu den Gläubigern als Einlage.

Eine genaue begriffliche Definition findet man bei Karsten Schmidt: Unter einer Einlageleistung versteht man solche Beitragsleistungen (jedes zweckförderndes Tun und Unterlassen), die in das haftende Vermögen der Gesellschaft übergehen können. Sie sind bilanzierungsfähig
. Die Haftsumme wiederum bezeichnet die in das Handelsregister einzutragende summenmäßige Begrenzung der Kommanditistenhaftung
.

Der Kommanditist haftet somit niemals mit seiner Einlage, sondern beschränkt nach §§ 171, 172 mit seinem Vermögen oder nicht
.

Zwischen Haftsumme und Einlage besteht also ein Funktionszusammenhang: Entsprechend der landläufigen Vorstellung der Kommanditistenhaftung beschränkt sich das Risiko auf den jeweils höheren der beiden Beträge.

Einer anderen Deutung folgend tritt durch die Leistung eine Konkretisierung des Haftungsobjekts ein. Der Kommanditist haftet nunmehr – nach Trennung seines Vermögens in Privat- und Gesellschaftsvermögen – für die Schulden nicht mehr mit allen Gegenständen seines Vermögens, sondern nur mit einer durch die Leistung der Einlage erhöhten Beteiligung an dem Gesellschaftsvermögen. Es besteht keine haftungslose Zeit
.

C. Höhe der Haftsumme

1. Eintragung § 172 Abs. 1

Die Höhe der Einlage wird im Gesellschaftsvertrag geregelt und ist im Handelsregister einzutragen (§§172 Abs. 1, 162 Abs. 1 und 2 i.V.m. 106, 107). Dabei geht es nicht um die Pflichteinlage, sondern um die Haftsumme („im Verhältnisse zu den Gläubigern“). Da die Vorschrift die Außenhaftung betrifft, ist sie zwingend
. 

Daher würde das Handelsregister eine symbolische Haftsumme (z.B. von DM 1,--) ablehnen. Bei einer solchen Haftung liegt der Verdacht nahe, daß eine stille Beteiligung als Kommanditeinlage ausgegeben werden soll
. Ansonsten ist die Haftsumme frei bestimmbar und nicht an die Höhe der vereinbarten Pflichteinlage gebunden.

Falls im Gesellschaftsvertrag keine Haftsumme vereinbart ist, kann hilfsweise auch die vereinbarte Pflichteinlage als Haftsumme angenommen werden. Eine Akzessorietät ist daraus allerdings nicht zu folgern. Die Gleichsetzung dient lediglich als Interpretationshilfe. Eine Unwirksamkeit des Einlageversprechens schmälert nicht die Haftsummenvereinbarung
. 

Maßgeblich für die Haftung durch seine konstitutive Wirkung ist immer die im Handelsregister eingetragenen Haftsumme. Dafür existieren Ausnahmen, die durch eine unrichtige Eintragung entstehen:

Wenn ein höherer Betrag als der vereinbarte eingetragen wurde und der Gesellschafter nachweist, daß dies dem Gläubiger zum Zeitpunkt der Begründung seiner Forderung bekannt war, muß sich der Gläubiger diese Kenntnis entgegenhalten lassen
. In der Regel liegt es jedoch im Risiko des Kommanditisten, wenn die Haftsumme zu hoch angemeldet wurde
.

Ist im Handelsregister keine Haftsumme eingetragen worden, richtet sich die Haftung nach dem Gesellschaftsvertrag oder alternativ nach der vereinbarten Einlage. Eine Berichtigung wird bei Abweichen vom Antrag auf Anlaß des Kommanditisten, bei Abweichung vom Gesellschaftsvertrag auf Antrag der Gesellschaft durchgeführt
.

Eine Bekanntmachung der Haftsumme ist nicht vorgeschrieben. Daraus folgt, daß dem Kommanditisten nicht anzurechnen ist, wenn er die Kontrolle der Bekanntmachung unterläßt (§§ 15, 53, 54).

2. Erhöhung § 172 Abs. 2

In einem Fall jedoch können sich Gläubiger auf eine höhere als die eingetragene Haftsumme berufen, nämlich wenn die Gesellschafter eine Erhöhung der Haftsumme beschließen und diese in handelsüblicher Weise allgemein kundmachen. Dazu dienen Zeitungsanzeigen oder Rundschreiben an die potentiellen Gläubiger
. Wenn ein Gläubiger lediglich Kenntnis von der Erhöhung erlangt hat, kann er sich nicht auf die Erhöhung berufen
. Wenn er persönlich informiert wurde, gilt die Mitteilung auch nur ihm gegenüber
. Voraussetzung ist jeweils, daß der Kommanditist der Bekanntmachung zugestimmt hat
 oder sie duldet
.

3. Erlaß / Stundung § 172 Abs.3

Grundsätzlich hat die Gesellschaft die Möglichkeit, dem Kommanditisten die Pflichteinlage zu stunden oder gar zu erlassen. Hingegen im Außenrecht ist jegliche Einschränkung der Haftung ausgeschlossen.

All diese Vorschriften dürfen nicht darüber hinweg täuschen, daß dem potentiellen Gläubiger die eigentliche Haftung verborgen bleibt. Register und Bekanntmachungen lassen keinen Rückschluß zu, inwieweit die Einlage bereits geleistet oder wieder zurückgezahlt wurde. Ein Auskunftsrecht besteht nicht. Erst wenn die Forderung zustande gekommen ist, besteht ein Anspruch auf Auskunft über das tatsächliche Haftungsverhältnis
.

D. Rechtsschein auf Bestehen der Gesellschaft

Einen Sonderfall bildet das Auftreten einer Gesellschaft als Kommanditgesellschaft. Einem Gläubiger gegenüber, dessen Annahme, es läge eine KG vor, Einfluß auf seine Willenserklärung hatte, müssen die allgemeinen Rechtsgrundsätze aus veranlaßtem Rechtsschein zu Gute kommen. Allerdings käme dann keine volle Haftung gemäß § 176 Abs. 1, sondern nur die beschränkte gem. § 172 Abs. 1 in Frage. Voraussetzung ist allerdings, daß die Gesellschafter der Geschäftsaufnahme einer Kommanditgesellschaft zugestimmt haben
.

II. Einlage des Kommanditisten

A. Wirkung / Person des Leistenden

Die Haftung des Kommanditisten ist ausgeschlossen, sobald die Einlage geleistet ist. Voraussetzung ist zum einen, daß der Kommanditist die Einlage gewollt hat und zu anderen, daß die Einlage von der Gesellschaft angenommen wurde
.

Durchgeführt wird die Einlage entweder durch Einbuchung oder durch Kapitalzuführung
.

Bei der Frage, wer leisten darf, gilt der Grundsatz, daß die Kreditbasis in Höhe der Haftsumme verstärkt werden soll. Daher ist die Leistung durch einen Dritten unbedenklich, die Leistung durch die Gesellschaft hingegen ausgeschlossen. Problematisch gestaltet sich jedoch die Leistung aus dem Vermögen des Komplementärs, denn das Gesellschaftsvermögen ist um den selben Betrag gestiegen, wie das haftende Privatvermögen des Komplementärs gesunken ist.
. 

Der BGH bestätigte jedoch ausdrücklich die Haftungsbefreiung bei einer Leistung aus dem Komplementärvermögen
. Zu Gunsten der Gläubiger wird nämlich ungebundenes Vermögen in gebundenes umgewandelt
.

B. Leistung

Da die Einlage das Innenverhältnis betrifft, steht die Art der Leistung in der Parteiendisposition. Die Einlage darf geändert, gestundet oder erlassen werden, sie verliert jedoch dann ihre haftungsbindende Fähigkeit
. 

Bei der Frage wie die Kapitalzuführung stattzufinden hat, bestehen zwei verschiedene Theorien: die Vertrags- und die Verrechnungstheorie. Die Vertragstheorie geht davon aus, daß eine Einlage bewußt geleistet und entgegengenommen wird. Darunter fallen gesellschaftsrechtliche Vermögensverlagerungen, nicht jedoch Umsatzgeschäfte. Die Verrechnungstheorie akzeptiert hingegen automatisch jeglichen Vermögenszuwachs der Gesellschaft und läßt die Haftung des Kommanditisten ausschließen
. Voraussetzung ist jedoch immer die Leistung auf die Einlage, also auf das haftende Eigenkapital, und die Wertdeckung, also das Zuführen eines Vermögenswertes
.

1. Geldleistung

Die Plichteinlage ist in der Form zu leisten, wie sie im Gesellschaftsvertrag festgesetzt wurde. Besteht keine Einlagepflicht, kann sich der Kommanditist durch eine Geldleistung von der Haftung befreien. 

Soweit Gewinnanteile nicht zum Verlustausgleich verwendet werden müssen, können auch diese als Einlage dienen
.

Hingegen eine Darlehensgewährung an die KG stellt keine haftungsbefreiende Einlage des Kommanditisten dar. Dies ergibt sich aus dem Grundsatz der Kapitalaufbringung. Haftungsbefreiung verdient danach nur der Gesellschafter, der das haftende Kapital der Gesellschaft effektiv mehrt. Darlehen hingegen werden als Fremdkapital gegeben
.

2. Sachleistung

Im Recht der Kommanditgesellschaft gibt es kein Sachgründungsrecht. Das Problem muß mit dem Instrumentarium des § 171 Abs. 1 bewältigt werden
.

Der Gesellschaftsvertrag kann nämlich auch für den Gesellschaftszweck taugliche Sacheinlagen vorsehen. Auch hier ist wichtig, daß sie bewußt als Einlage geleistet werden
. Unter Sacheinlagen versteht man alle bilanzierungsfähigen Gegenstände, die nicht in Geld bestehen, z.B. bewegliche und unbewegliche Sachen, Forderungen, Schutzrechte, Gesellschaftsanteile oder ganze Unternehmen. Strittig ist die Einbringung von know how, nicht tauglich dafür ist der good will
.

3. Dienstleistung

Fraglich ist die Zulassung von Dienstleistungen und Gebrauchsüberlassungen als Einlage. 

Entscheidend dafür, ob eine Einlage als Hafteinlage geeignet ist, ist die Frage, ob sie – auch in einer Krise – zugunsten der KG einsetzbar ist. Bei der Gebrauchsüberlassung hängt es davon ab, welche Möglichkeiten die Gesellschaft hat, jederzeit ohne die Bereitwilligkeit des Kommanditisten über den Gegenstand zu verfügen
. Unterschieden werden kann hier zwischen einer Überlassung „quoad usum“ (nur zum Gebrauch, die Gebrauchsvorteile erhöhen das haftende Vermögen der Gesellschaft nicht) und einer Überlassung „quoad sortem“ (Gegenstände werden so behandelt, als ob es Gesellschaftsvermögen wäre)
.

Bei der Verpflichtung zur Erbringung von Dienstleistungen hingegen fehlt es komplett an der Verwertbarkeit in der Krise
.

Denkbar ist höchstens, daß die Gesellschaft dem Kommanditisten für die Dienstleistung ein fortlaufendes Entgelt zusagt, das dieser als Einlage in die Gesellschaft einbringt. Dies entspräche, da es auch bilanzierbar ist, einer Bareinlage
.

4. Gesplittete Einlage

Eine gesplittete Einlage besteht aus einer Einlage und einem Darlehen. Hier wird auch der Darlehensteil als haftungsbefreiend angesehen. Im Konkurs dient dieser ebenso zur Befriedigung der Gläubiger. Die Begründung beruht auf der o. g. Verrechnungstheorie
. Voraussetzung ist allerdings, daß im Darlehensvertrag einige den Einlagen ähnliche Bedingungen enthalten sind. Indizien sind die langfristige Belassung, das Fehlen einseitiger Kündigungsmöglichkeiten und die nach Einschätzung der Gesellschaft gegebene Unentbehrlichkeit des Darlehens zur Verwirklichung der gesellschaftsvertraglichen Ziele
.

C. Aufrechnung

Eine enthaftende Einlageleistung kann auch durch Aufrechnung mit einer Forderung gegen die Gesellschaft erfolgen. Voraussetzung ist die Aufrechenbarkeit gem. §§ 387 ff. BGB (also Gleichartigkeit, Erklärung, nicht einredebehaftet, nicht aus unerlaubter Handlung, keine Unpfändbarkeit und diverse Einschränkungen). 

Da darin verschiedene Möglichkeiten einer Manipulation liegen können, besonders wenn dem Kommanditisten eine nur noch eingeschränkte Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft bekannt ist, mußte sich der BGH bereits einige Male mit Grundsatzfragen auseinandersetzen. Anfangs vertrat der BGB dabei das Prinzip der Nennwertaufrechnung. Dem Surrogationsgedanken folgend können Altforderungen, gleich welcher Art,  rückwirkend zum ehemaligen Nennwert in Kommanditbeteiligungen umgewandelt werden. „Die Zulässigkeit der Befriedigung durch Aufrechnung beruht auf der Entlastung des Gesellschaftsvermögens von einer Verbindlichkeit, nicht in dem besonderen Charakter dieser Verbindlichkeit.“
 Auf die Vollwertigkeit kam es nicht an, denn die unmittelbare Haftung des Kommanditisten soll die Gläubiger gegen die Unzulänglichkeiten des Gesellschaftsvermögens schützen. Gleiches gelte für die Forderungen gegen die Gesellschaft
.

Fallweise wurde in weiterer Rechtsprechung die bisherige Meinung eingeschränkt. Die Aufrechnung wurde versagt, wenn sie durch Manipulation herbeigeführt wird (z.B. Sanierungsgründung). Wenn begründete Zweifel an der Bonität des Schuldners bestehen, muß nach kaufmännischen Grundsätzen ein Abschlag vorgenommen werden
.

Mittlerweile hat der BGH die Nennwertaufrechnung komplett aufgegeben. Eine Forderung gegen die Gesellschaft kann nunmehr nur zum objektiven Wert erfolgen. Vollwertig wäre die Forderung, wenn die Gesellschaft uneingeschränkt zahlungsfähig und die Forderung frei von Einwendungen wäre
. 

Ein Kommanditist wird daher schlechter gestellt als ein Gesellschaftsgläubiger. Andernfalls könnte er sich als Insider einen Vorteil verschaffen
.

Zum Nennwert werden nur noch Forderungen aufgerechnet, die haftungsrechtlich neutral sind. Diese Voraussetzung liegt zum einen vor, wenn Gesellschaftsgläubiger befriedigt werden. Der Kommanditist befreit sich dadurch von der Haftung und rechnet dann noch mit dem Regreßanspruch auf. Zum anderen wird ein stehengebliebenes Auseinandersetzungsguthaben zum Nennwert angerechnet, da es ja bereits als haftendes Eigenkapital eingebracht war
.

D. Bewertung der Einlage

Die freie Bewertung im Innenverhältnis gilt nicht für den Haftungswegfall. Hier ist der wahre Wert (Marktwert) zum Zeitpunkt der Einbringung zu ermitteln. Das kommt zum Ausdruck in der Denkschrift zum Entwurfe eines Handelsgesetzbuchs“ Eine Leistung ist Gläubigern gegenüber insoweit wirksam, als die eingebrachten Gegenstände oder Forderungen den Wert des festgesetzten Einlagebetrages wirklich erreichen.
“

1. Überbewertung

Vereinbaren die Gesellschafter, daß die Sache höher zu bewerten ist, hat das den Gläubigern gegenüber keine Wirkung. Sie können verlangen, daß die Kommanditistenhaftung solange bestehen bleibt, bis ein entsprechender Wert in das Vermögen der Gesellschaft geleistet ist
.

Denn die Überbewertung führt dazu, daß der übersteigende Betrag dem Kommanditisten erlassen wird. Dies ist jedoch gem. § 172 Abs. 3 HGB den Gesellschaftsgläubigern gegenüber unwirksam
.

Die Gläubiger können somit den Minderwert (Haftungsreservoir
) geltend machen.

2. Reserven

Wird jedoch die Einlage bewußt oder unbewußt unterbewertet, entsteht eine offene oder eine stille Reserve, die unmittelbar zunächst keinen Einfluß auf eine Haftung hat.

Problematisch kann diese Unterbewertung jedoch werden, wenn sich der Kommanditist bei einer Haftsummenerhöhung auf die Reserven beruft oder wenn er bei späteren Kapitalentnahmen eine wiederauflebende Haftung vermeiden möchte. Die herrschende Lehre geht von dem objektiven Wert der Einlage aus. Daher käme dem Gesellschafter auch der höhere Wert bei Vertragsänderungen zu Gute. Sinnvollerweise sollte das jedoch gesellschaftsvertraglich festgehalten werden
.

Die Beweislast für die Existenz einer Reserve liegt beim Kommanditisten
.

3. Aufgeld

Wurde auf die Einlage ein Aufgeld geleistet, kann eine Entnahme die Haftung ausschließen (s. II D 2.). Wurde jedoch das Aufgeld den Altkommanditisten quasi als Gegenleistung für die Aufnahme gezahlt, ist das Gesellschaftsvermögen nicht erhöht worden. Der Kommanditist hat keinen Anspruch auf eine haftungsfreie Entnahme
.

E. Leistung an den Gläubiger

Befriedigt der Kommanditist einen Gläubiger, wird er von der Haftung frei. Dies geschieht ohne Rücksicht darauf, ob der Kommanditist freiwillig oder unter Zwang leistet, ob er zahlt oder aufrechnet oder ob ihm gegenüber aufgerechnet wird
. Er hat dabei das Wahlrecht zwischen den einzelnen Gläubigern oder der Leistung an die Gesellschaft. Bei einer Zahlung an einen Gesellschaftsgläubiger wird der Kommanditist allerdings nur frei, wenn dessen Forderung unzweifelhaft besteht. Auf die Vollwertigkeit kommt es jedoch nicht an (s. II. C.)
.

Die Entscheidung, an wen gezahlt wird, sollte jedoch sinnvollerweise vom Komplementär getroffen werden. Gemäß Gesellschaftsvertrag liegt das in der Regel in dessen Befugnis

Die Leistung an einen Gesellschaftsgläubiger stellt keine Einlageleistung dar. Diese kommt durch die Aufrechnung mit dem Regreßanspruch zustande. Auch nach Konkursantrag ist dies möglich
. 

Die Inanspruchnahme aus einer Bürgschaft befreit ebenso von der Haftung
.

F. Abtretung der Einlageforderung an den Gläubiger

Der Anspruch einer KG auf Zahlung der Einlage kann auf einen Gesellschaftsgläubiger übertragen werden. Würde der Kommanditist aufgrund seiner persönlichen Haftung an einen anderen Gesellschaftsgläubiger leisten, erlischt seine Haftpflicht. Den bestehenden Anspruch des Zessionars könnte er mit dem Erstattungsanspruch gem. § 110 HGB aufrechnen. Eine Doppelzahlung ist damit ausgeschlossen
.

G. Rückzahlung / Abfindung

1. Wiederaufleben der Haftung

Wenn der Kommanditist der Gesellschaft haftendes Eigenkapital entzieht, haftet er wieder persönlich. Es gilt der Grundsatz, daß die Gesellschaftsgläubiger einen Anspruch darauf haben, daß das Gesellschaftsvermögen nicht reduziert wird.

Nach der h. M. ist eine Zuwendung an einen Kommanditisten solange haftungsunschädlich, wie das Kapitalkonto nicht unter die Höhe der Einlagensumme fällt
. 

2. Vorgehensweise

Im einzelnen handelt es sich bei einer Rückzahlung in diesem Sinne um jede Zuwendung eines Vermögenswertes oder Verzicht auf eine der Gesellschaft zustehende Leistung zu Gunsten des Kommanditisten zu Lasten der Gesellschaft ohne Rückfluß eines gleichen Vermögenswertes
. Es muß sich nicht auf die selbe Sache beziehen, die geleistet wurde. Denn dies ist teilweise unmöglich
Bei der Leistung ist es unerheblich, ob sie befugt oder unbefugt, offen oder verdeckt, Geld- oder Sachleistung, mittel- oder unmittelbar ist. Bei Umsatzgeschäften kommt es auf die Angemessenheit und Vollwertigkeit der Gegenleistung an. Um eine Rückzahlung handelt es sich bei einer Darlehensgewährung an den Kommanditisten, wenn dieser insolvent ist. Ebenso handelt es sich um eine Rückzahlung, wenn der Kommanditist sich eine Gläubigerbefriedigung von der Gesellschaft erstatten läßt
.

Bei einer Leistung, die nicht in Geld besteht, kann es sich z.B. um einen Kauf unter Wert oder um ein Darlehen mit einem zu niedrigen Zinssatz handeln. Ähnliches gilt für eine Darlehensgewähr zur Unzeit
.

Auch fallen darunter Zahlungen an einen Dritten, wenn dieser wiederum Zahlungen an den Kommanditisten leistet
.

Nicht haftungsbegründend sind Rückzahlungen, wenn sie aus dem Komplementärvermögen stammen (s. II. A.). Das gilt allerdings nicht, sobald der Komplementär Rückgriff auf die Gesellschaft nimmt
. Das gleiche gilt für den häufigen Fall, wenn er Rechtsnachfolger der KG wird
.

Die Umwandlung in ein Darlehen ist keine Rückzahlung, da die Fähigkeit der Gesellschaft zur Befriedigung der Gläubiger nicht gemindert wird. Zinsen auf ein solches Darlehen stellen dann eine Rückzahlung dar, wenn keine Gewinne erzielt werden
.

Auch bei Verlustzuweisungsgesellschaften begründet die Rückzahlung die Haftung. Teilweise besteht die Meinung, die Haftung sollte nicht wieder aufleben, wenn Sonderabschreibungen Auslöser für einen Verlust waren und man solle stille Reserven für die Beurteilung der Haftung mit heran ziehen. Gem. BGH dient jedoch das Verbot des Ausweises unrealisierter Gewinne „der Erhaltung des gekennzeichneten Kapitals und damit dem Gläubigerschutz“. Außerdem seien deren Werthaltigkeit nicht hinreichend objektivierbar , sondern vielmehr von subjektiven Urteilen abhängig (selbst geschaffener Firmenwert, immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens etc.)
.

3. Tätigkeitsvergütung

Auch Tätigkeitsvergütungen bieten die Möglichkeit, haftungsbegründende Entnahmen zu vertuschen. Daher wird unterschieden zwischen gewinnabhängigen und angemessenen festen zum einen und gewinnunabhängigen die Angemessenheit übersteigenden Vergütungen zum anderen. Erstere gelten als Gewinnvoraus oder als Vergütung, die ein Nichtgesellschafter für die gleiche Dienstleistung erhalten würden und begründen dadurch keine Haftung. Für letztere hat der Kommanditist keine Gegenleistung erbracht. Es ist eine Rückzahlung i. S. des § 172 Abs. 4 Satz 1
.

Sinnvollerweise sollte die Tätigkeitsvergütung als Dienstleistungsentgelt vereinbart und eine Dienstvertragsurkunde ausgestellt werden, um einen Austauschvertrag kund zu tun
.

H. Gewinnentnahme

1. Haftungsbegründende Gewinnentnahme - § 172 Abs. 4 Satz 2

Wenn der Kommanditist Gewinnanteile entnimmt, obwohl sein Kapitalanteil durch Verlust oder Entnahme unter die Haftsumme herabgemindert wurde, wird eine Haftung wieder begründet. Voraussetzung ist allerdings, daß die Einlage bereits geleistet wurde. Sinn der Vorschrift ist, daß Gewinne zunächst zur Auffüllung eines geminderten Kapitalanteils verwendet werden
.

2. Gutgläubiger Gewinnbezug

Im Gegensatz zu § 172 Abs. 4 Satz 2 dreht es sich in Abs. 5 um Gewinne, die eigentlich nicht entstanden sind oder auf die der Kommanditist keine Ansprüche hat. Um zu verhindern, daß später jede Gewinnausschüttung auf ihre sachliche Berechtigung geprüft wird, wird dem gutgläubigen Empfänger dieser Vertrauensschutz zugestanden. 

Voraussetzungen sind, daß ein Gewinn vorlag, dieser bezogen wurde und daß guter Glaube seitens der Gesellschaft und des Kommanditisten vorlag.

Der Gewinn muß bilanziell ausgewiesen worden sein. Nicht ausreichend sind eine Vorauszahlung auf den Gewinn oder eine Gewinngarantie
.

Der Bezug des Gewinnes erfolgt in der Regel durch eine Gutschrift auf dem Privatkonto des Kommanditisten. Auch die Auszahlung an einen Dritten für die Rechnung des Kommanditisten ist möglich. Die Entnahme muß bis zur Feststellung der nächsten Bilanz geschehen. Keine Gewinneigenschaft liegt vor, wenn vereinbart wird, daß der Gewinn dem Kapitalanteil zugeschrieben wird.

Bei der Frage, wann ein guter Glaube vorliegt, bestehen verschiedene Meinungen. Teilweise schließt lediglich bedingter Vorsatz den guten Glauben aus
. Die herrschende Meinung läßt allerdings schon grobe Fahrlässigkeit für die Annahme der Bösgläubigkeit zu
. Dem schloß sich auch der BGH an. Denn im Gegensatz zu § 62 Abs. 1 und 2 AktG geht es hier nicht um den Schutz der Kapitalanleger sondern um den der Gläubiger
.

Werden bei der Bilanzerstellung Mehrheitsbeschlüsse gefällt, gilt die Gutgläubigkeit der zustimmenden Gesellschafter
.

§ 172 Abs. 5 sollte entgegen der herrschenden Meinung zusätzlich zum Außenverhältnis auch im Innenverhältnis gelten. Ansonsten würde der geschützte Kommanditist nicht unmittelbar, aber mittelbar haften. Der Anspruch der Gesellschaft gegen den Kommanditisten könnte von Gesellschaftsgläubigern gepfändet werden
. Andere Ansichten beziehen jedoch die Ausgleichsansprüche auf das Verhältnis der Gesellschafter untereinander, nicht jedoch auf einen Anspruch der Gesellschaft
.

I. Ausgeschiedene Kommanditisten

Das Ausscheiden eines Kommanditisten und die anschließende Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens stellen den Regelfall des § 172 Abs. 4 Satz 1 dar. Mit der Auszahlung lebt die Haftung des Kommanditisten gegen die Gesellschaftsgläubiger wieder auf. Denn das Ausscheiden aus einer KG ist nirgends als gesetzlicher Tatbestand qualifiziert, der als Rechtsfolge das Erlöschen einer einmal entstandenen Haftungsschuld nach sich zieht
. Die Haftung ist nicht wie die Bürgschaft subsidiär. Der Kommanditist kann an einen Gläubiger seiner Wahl leisten. Die Gesellschaft hat hier kein Mitspracherecht mehr, ihr gegenüber ist der Kommanditist nicht mehr weisungsgebunden
. 

Allerdings ist die Umbuchung auf ein Forderungskonto noch nicht als Auszahlung zu verstehen. Ansonsten tritt eine Doppelhaftung für den Kommanditisten ein. Zum einen kann er im Konkurs die Forderung nicht geltend machen und würde zum anderen zusätzlich den Gläubigern aus Abs. 4 haften
.

Einer anderen Ansicht folgend bedeutet die Umbuchung auf ein Forderungskonto eine „Zurückhaltung“, denn die Forderung stehe der Gesellschaft nicht als haftendes Kapital zur Verfügung. Diese Lösung führe nicht zu einer Risikokumulation
. Widersprochen wurde dieser Meinung mit Hinweis darauf, daß entsprechend der Vertragstheorie eine Bindung nicht ausschließlich durch Einlagen in Frage käme
.

Eine weitergehende Meinung spricht sogar von einer gänzlichen Haftungsbefreiung bei Auszahlung. „Wer aus der Gesellschaft ausscheidet,...will sein Kapital endgültig liquidieren“. Ansonsten käme das einer permanenten Einlagepflicht gleich. Erreichen könne man das z.B. dadurch, daß ein neu eintretender Kommanditist die haftungsrechtliche Stellung des Ausgeschiedenen übernimmt
.

Bei einer Verzinsung des Forderungskontos gilt wieder, daß ohne Gewinnerzielung der Gesellschaft eine Haftung begründet wird
.

Auch eine Auszahlung zugunsten eines Dritten, der eine entsprechende Zahlung an den Kommanditisten leistet, begründet die Haftung. Der Sinn liegt darin, daß den Gesellschaftsgläubigern ein Ausgleich geschaffen werden soll, wenn das Gesellschaftsvermögen zugunsten eines Kommanditisten vermindert wird, sowohl mittel- als auch unmittelbar
.

Stark diskutiert wurde auch bei der Auszahlung von Abfindungsguthaben der Fall, daß die Leistung aus dem Vermögen des Komplementärs stammt. Die anfängliche Meinung, Beträge, die den Gläubigern als Haftungsmasse zur Verfügung standen, fließen unerreichbar in das Vermögen des ausgeschiedenen Kommanditisten und begründen daher die Haftung
 („Trennungsdogma“
), wurde mittlerweile revidiert
.

J. Die GmbH & Co. KG

Der neue eingefügte § 172 Abs. 6 untersagt die haftungsbefreiende Einlage von eigenen GmbH-Anteilen als Kommanditeinlage einer GmbH & Co. KG. Denn wird das Vermögen der GmbH in Anspruch genommen und aufgezehrt, sind auch die Kommanditanteile nichts mehr wert
.

III. Besonderheiten in der Insolvenz

A. Konkurs: Inhalt und Zweck der Bestimmung

Da die Kommanditistenhaftung meistens im Konkurs zum tragen kommt, werden die besonderen Bestimmungen abschließend noch einmal herausgestellt.

Durch § 171 Abs. 2 soll der Einzelzugriff eines Gläubigers ausgeschlossen werden. Dies dient der Gleichbehandlung.

Vorrangig muß im Konkurs die Einlage eingefordert werden. Das entspricht zum einen dem Grundsatz des § 171 und dient zum anderen betriebswirtschaftlichen Zielen. So könnte sich ein Kommanditist durch Geldleistung vom Einbringen von dringend benötigten Patenten befreien
. Eine andere Ansicht führt an, daß durch die Verwertung die Masse mit unnötigen Kosten belastet würde
.

Die Regelungen des § 171 Abs. 2 gelten auch für den Fall, daß vor Konkurs der KG die Kommanditisten die Gesellschaft verlassen haben und sie daher in eine oHG, eine GmbH & Co. KG oder BGB-Gesellschaft umgewandelt wurde oder von einem Einzelkaufmann betrieben wurde. Denn nur so wird die zugesicherte Gleichbehandlung der Gläubiger gewährleistet
.

B. Der Konkursverwalter

Dem Konkursverwalter kommt die zentrale Rolle in der Abwicklung der Gläubigerinteressen zu. Er koordiniert deren Haftungsansprüche.

Unterschieden werden zwei verschiedene Funktionen: die Sperr- und die Ermächtigungsfunktion
.

Die Sperrfunktion besagt, daß die Gläubiger vom Kommanditisten keine Leistung mehr verlangen können und daß der Kommanditist nicht mehr haftungsbefreiend an die Gläubiger auszahlen darf. Ebenso geht das Wahlrecht des Kommanditisten, welchen Gläubiger er befriedigt, auf den Konkursverwalter über. Auch eine Aufrechnung zwischen Kommanditist und einem Gläubiger ist nicht mehr möglich. Leistungen vor Konkurseröffnung unterliegen jedoch nicht § 171 Abs. 2.

Die Ermächtigungsfunktion gibt dem Konkursverwalter hingegen das Recht, die Haftsumme einzuziehen. Sie stellt nach herrschender Meinung eine Treuhandschaft für den Gläubiger dar
. Der Kommanditist kann jetzt nur noch Einwendungen vorbringen, die der Gesellschaft zustehen oder die er persönlich gegen alle Gesellschaftsgläubiger hat. Beispiel hierfür ist, daß es nicht notwendig ist, ihn heranzuziehen, was er allerdings zu beweisen hat
. 

C. Bewertung im Konkurs

Anderen Maßstäben als bei einer intakten Gesellschaft unterliegt die Bewertung der Einlage im Konkurs. Bei vereinbarter Geldleistung bestehen wieder keine Probleme. Einzig bei einem Abweichen von Einlage und Haftsumme ist vom Konkursverwalter die höhere zu fordern. 

Bei Sacheinlage wird grundsätzlich der objektive, in der Regel also der Anschaffungswert herangezogen. Hingegen beim Konkurs wird ermittelt, welchen Wert die Sache für die Gesellschaft darstellt. Die Gesellschaftsinteressen bestehen jedoch dann nicht mehr in der Benützung des Anlagevermögens, sondern in der Befriedigung der Gläubiger. Der Wert der Sache ist somit mit dem (meist geringeren) Verkaufserlös anzusetzen. Ob der Konkursverwalter dann den Differenzbetrag als Geldleistung einfordern kann, ist aus Gründen der Risikoausweitung umstritten. Vorsichtshalber sollte die Sachleistung verweigert werden
.

Die Inanspruchnahme kann der Kommanditist auch durch Aufrechnung mit der Gesellschaft abwenden. Hier gelten die gleichen Bewertungsgrundsätze wie bei Aufrechnung (s. I. C.)

D. Ausscheiden vor Konkurs

Scheidet ein Kommanditist aus der Gesellschaft aus und dieses meldet Konkurs an, gilt dessen zurückgezahlte Einlage den Gläubiger gegenüber als nicht geleistet. Seine Haftung lebt wieder auf (§ 172 Abs. 4 S. 1). Das trifft jedoch nicht für die Gesellschaftsgläubiger zu, deren Forderung nach Ausscheiden des Kommanditisten begründet wurde.

Zu diesem Zweck wird mit den eingeforderten Einlagen der ausgeschiedenen Kommanditisten vom Konkursverwalter ein Sondervermögen gebildet. Bei der bevorrechtigten Befriedigung der Altgläubiger  handelt es sich nicht um ein Privileg derer, sondern um einen Schutz des ausgeschiedenen Kommanditisten gegen die ungerechtfertigte Inanspruchnahme durch die Neugläubiger
. Wurden nach dem Ausscheiden des Kommanditisten keine Verbindlichkeiten eingegangen, erübrigt sich die Aufteilung der Vermögen. Die Leistung fließt in die Konkursmasse. 

E. Vergleich / Zwangsvergleich

Der BGH entschied in einem Urteil, daß dem Kommanditisten nach Eröffnung eines gerichtlichen Vergleichsverfahrens gestattet wird, einen beliebigen Gesellschaftsgläubiger haftungsbefreiend zu befriedigen
. Die neuer Lehre lehnt das jedoch ab. Sie verweist auf das Gebot der Gleichbehandlung der Gläubiger (§ 8 VerglO) und die Begrenzung der persönlichen Haftung im Vergleich (§ 109 Abs. 1 Nr. 3 VerglO). Andernfalls könnte der Gesellschaftsgläubiger von Gesellschaft und Komplementär die Vergleichsquote, vom Kommanditisten jedoch die volle Schuld erhalten. Das würde zum Wettlauf der Gläubiger führen
. Nicht geschützt ist allerdings der Kommanditist dagegen, daß er von der Gesamtheit der Gläubiger in Höhe seiner vollen Haftsumme in Anspruch genommen wird
.
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